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RECHT GEFRAGT

(K)Ein Genosse für 

den Vorstand
Frage: Ich bin 75 und seit nahezu 

40 Jahren Vorsitzender unserer Jagdge-

nossenschaft. Meine Beisitzer sind nicht 

wesentlich jünger. So versuchen wir seit 

Jahren vergeblich, geeignete Nachfolger 

zu finden. Da sich aus den Reihen unse-

rer Jagdgenossen keine Bewerber auf-

drängen, stellt sich die Frage, ob wir 

auch dritte Personen, die keine Jagdge-

nossen sind, für den Jagdvorstand wäh-

len können. Nach unserer Satzung kann 

aktuell nur ein Jagdgenosse gewählt 

werden. Kann jedoch nicht alternativ ei-

ne dritte Person einfach durch einen 

Jagdgenossen bevollmächtigt werden?

Antwort: Es gibt weder bundes- noch 

landesgesetzliche Vorgaben, die die 

Wahl einer Person, die nicht Jagdgenos-

se ist, für eine Aufgabenwahrnehmung 

innerhalb des Jagdvorstandes aus-

schließen. Es gelten somit die Vorga-

ben, die sich die Jagdgenossenschaften 

in ihren jeweiligen Satzungen gegeben 

haben. Die meisten Satzungen unserer 

Jagdgenossenschaften, die sich im Üb-

rigen nahezu ausnahmslos an der soge-

nannten Rahmensatzung für Jagdgenos-

senschaften in Nordrhein-Westfalen 

orientieren, sehen hierbei regelmäßig 

vor, dass in der Tat nur ein Jagdgenosse 

in den Jagdvorstand gewählt werden 

kann. Ist dies in Ihrer Satzung so fest-

geschrieben, so kann diese höchstper-

sönliche Eigenschaft auch nicht durch 

die Erteilung einer Vollmacht herge-

stellt werden. Alternativ zu einer sol-

chen Regelung kann selbstverständlich 

aber auch jede natürliche und voll ge-

schäftsfähige Person – ohne die Ein-

schränkung, Jagdgenosse zu sein – für 

den Jagdvorstand wählbar gemacht 

werden. Allerdings muss sich dies dann 

auch aus der jeweiligen Satzung kon-

kret ergeben. Findet man wie in Ihrem 

Fall nunmehr seit Jahren keine geeigne-

ten Amtsnachfolger, wäre es in der Tat 

überlegenswert, die eigene Satzung 

durch Beschluss der Jagdgenossen-

schaftsversammlung dergestalt zu än-

dern, als dass zukünftig allein jede na-

türliche und voll geschäftsfähige Per-

son in den Jagdvorstand gewählt wer-

den kann. Hierdurch könnten etwa auch 

jüngere Personen, die vielleicht (noch) 

nicht Jagdgenossen sind, bereits früh-

zeitig in die Arbeit der Jagdgenossen-

schaft eingebunden werden.

Rechtsanwalt Michael Niesen 

Pauschalierung: 

Brüssel klagt

Die Europäische Kommission hat jetzt 

beim Europäischen Gerichtshof (EuGH) 

Klage gegen Deutschland eingereicht. 

Ihrer Ansicht nach wende Deutschland 

die EU-Mehrwertsteuerregelung für 

Landwirte nicht korrekt an. Bereits im 

Juli hatte Brüssel ein Vertragsverlet-

zungsverfahren angekündigt. Die Kom-

mission warf Deutschland vor, die Pau-

schalregelung für Landwirte unzulässi-

gerweise auch Eigentümern großer 

landwirtschaftlicher Betriebe zu ermög-

lichen. Die EU-Mehrwertsteuerrichtlinie 

erlaubt es den Mitgliedstaaten zwar, ei-

ne pauschale Vorsteuerregelung für 

landwirtschaftliche Betriebe anzuwen-

den. Diese Ausnahmeregelung sei je-

doch vor allem für Kleinbetriebe ge-

dacht, bei denen die Anwendung der 

normalen Mehrwertsteuervorschriften 

administrative Schwierigkeiten zur Fol-

ge haben könnte. Dass Deutschland die 

Pauschalregelung standardmäßig auf 

alle landwirtschaftlichen Betriebe an-

wendet, führe laut EU-Kommission zu 

Wettbewerbsverzerrungen im Binnen-

markt. Nach der Klageandrohung im Juli 

stellte die Bundesregierung mehrfach 

klar, dass aus ihrer Sicht die deutsche 

Regelung mit dem EU-Recht vereinbar 

sei. ◀

Grünes Licht für leichteren Abschuss

Der Abschuss von auffälligen Wölfen 

wird erleichtert. Der Bundesrat gab am 

vergangenen Freitag grünes Licht für 

das Zweite Gesetz zur Änderung des 

Bundesnaturschutzgesetzes. In einer 

Entschließung bekräftigte die Länder-

kammer außerdem ihre Forderung nach 

Einführung einer Weidetierprämie. Auf 

diese Weise werde die gesellschaftlich 

anerkannteste Form der Nutztierhal-

tung angemessen gefördert und zu-

gleich mit der Unterstützung der Wei-

detierhaltung ein wesentlicher Beitrag 

zum Natur-, Arten-, Hochwasser- und 

Klimaschutz und zum Schutz der biolo-

gischen Vielfalt geleistet.

Nach der Neuregelung ist der Abschuss 

eines Wolfs bereits zur Abwehr „erns-

ter“ Schäden zulässig. Bislang sprach 

das Gesetz von „erheblichen“ Schäden. 

Damit sollen auch Hobbytierhalter ge-

schützt werden. Ausdrücklich erlaubt ist 

der Abschuss künftig auch dann, wenn 

unklar ist, welcher Wolf Herdentiere an-

gegriffen hat. Hören die Nutztierrisse 

nicht auf, ermöglicht das Gesetz, weite-

re Rudeltiere zu töten. Voraussetzung 

ist allerdings, dass es einen räumlichen 

und zeitlichen Zusammenhang zu dem 

Rissereignis gibt. Mischlinge aus Wolf 

und Hund, sogenannte Hybride, sollen 

ebenfalls geschossen werden können. 

Die Länderbehörden müssen jeden Ab-

schuss einzeln genehmigen. Zum Ab-

schuss berechtigt ist grundsätzlich die 

Jägerschaft. Für den Fall, dass der Ab-

schuss ausnahmsweise nicht durch ei-

nen Jäger erfolgt, muss dieser zuvor da-

rüber informiert werden. Nur bei Gefahr 

im Verzug ist die Benachrichtigung 

nicht erforderlich. Ausdrücklich verbo-

ten wird das Füttern und Anlocken wild 

lebender Wölfe. Dies soll verhindern, 

dass die Tiere sich zu sehr an den Men-

schen gewöhnen.  AgE

Versicherungsteuer sinkt

Die Versicherungsteuer für Dürreversicherungen wird 

rückwirkend gesenkt. Vom 1. Januar 2020 an fallen statt 

des bisherigen Satzes von 19 % der Prämie 0,03 % der 

Versicherungssumme an. Steuerlich begünstigt werden 

auch sogenannte Wetterindexversicherungen. Eine ent-

sprechende Änderung des Versicherungsteuergesetzes 

hat der Bundestag vergangene Woche beschlossen. Die 

Entscheidung stieß insbesondere in der Union auf breite 

Zustimmung. Mit dem Beschluss werde die Möglichkeit 

der eigenbetrieblichen Risikovorsorge verbessert. Laut 

Ministerin Julia Klöckner sei der ermäßigte Steuersatz 

der richtige Weg, um eigenverantwortlich vorzubeugen 

und in der Not unbürokratisch zu helfen.  ◀

Fehlen geeignete 

Nachfolger, können 

auch Nicht-Genossen 

in den Vorstand einer 

Jagdgenossenschaft 

gewählt werden. 
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